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Obgleich die Unverzichtbarkeit von Ener-
gie und damit die Bedeutung einer effi-
zienten Energiewirtschaft evident sind,
kann ihre gesamtwirtschaftliche Bedeu-
tung nicht unmittelbar angemessen be-
wertet werden. Grundsätzlich hängen
diese Schwierigkeiten auch damit zu-
sammen, dass Energie sowohl als Pro-
duktionsgut dient (Aufwendungen hier-
für also auf der Entstehungsseite des So-
zialprodukts anfallen) als auch konsum-
tiv verwendet wird (Energieausgaben al-
so auf der Verwendungsseite des So-
zialprodukts auftreten) und die Energie-
ausgaben somit in ihrer Gesamtheit we-
der dem Produktions- noch dem Kon-
sumbereich der Volkswirtschaft zugeord-
net werden können (vgl. Wessels 1966,
56). Aber mit dem Beitrag der Energie-
wirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt
wird ihr Stellenwert für die Volkswirt-
schaft nur zum Teil und letztlich unzu-
reichend beschrieben. Maßgeblich ist
insbesondere die »Allgegenwärtigkeit der
Energie«, die ihre fundamentale Position
innerhalb der Volkswirtschaft zum Aus-
druck bringt (vgl. Kruse 1972, 17). 
Die Energieversorgung für eine moderne
Industriegesellschaft hat vor allem folgen-
de Bedingungen zu erfüllen: Sie muss –
wie in den Zielen des deutschen Ener-
giewirtschaftsgesetzes konkret ausgeführt
wird – sicher, ausreichend und preisgüns-
tig sein sowie auf umweltfreundliche Wei-
se bereitgestellt werden. Darüber hinaus
stellt sich aber die Frage, in welchem Um-
fang die Energiewirtschaft die Entwick-
lung der Wirtschaft beeinflusst. Dabei geht
es nicht nur um den direkten Beitrag der
Energiewirtschaft zur Produktion und zur
Bruttowertschöpfung, sondern auch um
die von ihr bewirkten Wachstums- und
Beschäftigungseffekte. Schließlich ist zu
berücksichtigen, dass insbesondere die
elektrische Energie in vielen Anwendungs-
bereichen eine Art Katalysatorfunktion bei
der Implementierung technischer Neue-
rungen besitzt.
Die Rahmenbedingungen der Energiebe-
reitstellung werden durch spezielle ener-
giepolitische Maßnahmen und Entwick-
lungen beeinflusst. Das betrifft neben den
institutionellen Fragen der Marktorganisa-
tion vor allem die Bewältigung des als
drängend empfundenen Problems der Kli-
maveränderung. Als aktuelle Herausfor-
derung kämen die Effekte eines mögli-
cherweise vorgezogenen Verzichts auf die
Nutzung der Kernenergie hinzu. Vor die-
sem Hintergrund ist die Umgestaltung der
Energieversorgung hin zu einem Zeitalter
der erneuerbaren Energien, die die Bun-
desregierung mit dem Energiekonzept
2050 unternimmt, zu sehen. Der geplan-
te Ausbau der erneuerbaren Energien zur
Stromerzeugung, der umfangreiche In-
vestitionen erfordert, ist aber mit Risiken
für eine sichere und preisgünstige Ener-
gieversorgung verbunden. Dadurch ver-
ändert sich auch der Stellenwert von
Kernenergie und Kohle im Hinblick auf die
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Energieversorgungssicherheit. Von wesentlicher Bedeutung
ist dabei eine Abschätzung der Auswirkungen der Energie-
politik auf die industrielle Entwicklung in Deutschland. 
Energie in den europäischen Ländern – 
einige Merkmale im Vergleich
Die Höhe und Struktur der Energienachfrage eines Landes
hängt entscheidend von seinem Entwicklungsniveau ab, das
sich in einer Vielzahl von Faktoren konkretisiert. Dazu zäh-
len insbesondere die Größe und die Struktur einer Volkswirt-
schaft, ihre Energieintensität und Energieeffizienz. Dane-
ben sind die Ausstattung eines Landes mit Energieressour-
cen, die Energiepreise und demographische Faktoren, die
klimatischen Gegebenheiten sowie institutionelle und recht-
liche Rahmenbedingungen von erheblichem Einfluss.
Die deutsche Volkswirtschaft ist die größte in der EU mit
dem bei weitem höchsten Energieverbrauch. Rund ein
Fünftel der in der EU benötigten Primärenergie entfiel im
Jahr 2008 auf Deutschland, gefolgt von Frankreich (15%),
Großbritannien (12%) und Italien (10%) (vgl. Eurostat 2010).
Insgesamt hat der Primärenergieverbrauch in den Ländern
der EU-27 bis 2008 zugenommen, obwohl in den großen
Ländern Deutschland und Großbritannien ein Rückgang
bzw. eine Stagnation zu beobachten war. Die fossilen Ener-
gieträger – Erdöl, Erdgas und Kohle – dominieren nach wie
vor den europäischen Energiemix. Die wesentlichen Trends
im Hinblick auf die Entwicklung der Energieträgerstruktur
waren ein deutlicher Rückgang des Anteils von Kohle, ein
stark gestiegener Anteil von Erdgas sowie ein stetig zu-
nehmender Beitrag der erneuerbaren Energien. Im Durch-
schnitt der EU-27-Länder ist Erdöl mit einem Anteil von
36% am Primärenergieverbrauch der mit Abstand wich-
tigste Energieträger. Insgesamt entfielen 2007 nahezu 80%
des Primärenergieverbrauchs der EU-27 auf fossile Ener-
gieträger; Atomkraft und erneuerbare Energien steuern den
Rest bei (vgl. Tab. 1).
Die Energieträgerstruktur entwickelte sich in Deutschland
grundsätzlich in ähnlicher Weise, abgesehen von einem noch
stärkeren Zuwachs bei den erneuerbaren Energien. Ihr An-
teil am Primärenergieverbrauch Deutschlands hat sich zwi-
schen 1990 und 2008 von 2% auf 8% vervierfacht. Fossile
Energieträger sind aber weiter dominierend. In Deutsch-
land wurde über die Hälfte des Primärenergieverbrauchs aus
Erdöl (33%) und Erdgas (23%) gedeckt; beide Energieträ-
ger muss Deutschland größtenteils importieren.
Die Energieressourcensituation der einzelnen europäischen
Länder ist sehr unterschiedlich: So verfügen beispielsweise
die Niederlande über signifikante Erdgasvorkommen und
Großbritannien sowohl über Erdgas- als auch Erdölvorräte,
Tschechien, Polen und Deutschland über erhebliche (Stein-
und Braun-)Kohlereserven. Stellt man die Energieträgerstruk-
tur von Primärenergieproduktion und Primärenergiever-
brauch der Länder gegenüber, wird deutlich, dass die ver-
fügbaren inländischen Energieträger tendenziell mehr im
jeweiligen Energiemix vertreten sind. So deckt Polen über
die Hälfte seines Primärenergiebedarfs aus Kohle, Tsche-
chien tut dies zu 46%, und auch in Deutschland steuert Koh-
le mit 26% einen erheblichen Teil bei. In den Niederlanden
stammen 84% der eingesetzten Primärenergie aus Erdöl
und Erdgas, ebenso deckt Großbritannien über 70% sei-
nes Bedarfs aus Öl und Gas. Insgesamt ist die EU in ho-
hem und zunehmendem Maße auf Energieimporte angewie-
sen, im Durchschnitt der EU-27 lag die Nettoimportquote
2007 bei 53%. Auch Deutschland muss seinen Energiebe-
darf zu gut 60% aus Energieimporten decken.2
Die Entwicklung der Wirtschaftsleistung ist zwar nach wie
vor mit dem Energieverbrauch korreliert, jedoch kann in
den entwickelten Volkswirtschaften Westeuropas nicht mehr
der einst synchrone Verlauf dieser beiden Größen be-
obachtet werden. Die Zunahme der Energienachfrage blieb
Tab. 1 
Primärenergieverbrauch nach Energieträgern 
 
Millionen t Ölaquivalent  Anteile am Primärenergieverbrauch, 2007 (%) 









EU-27  1 704,5  1 757,8  1 799,3  13  6  36  24  13  8 
Tschechien  42,8  42,0  45,1  14 32 22 15 15  5 
Deutschland  347,6  345,6  343,7  14 11 33 23 11  8 
Spanien  106,6  130,8  141,9  13  1 48 22 10  7 
Frankreich  248,3  267,3  273,7  5  0 34 14 42  7 
Italien  164,1  174,2  181,4  9  0 44 38  –  7 
Ungarn  25,8  25,9  26,8  5  6 28 40 14  5 
Niederlande  76,3  79,7  83,7  10  0 44 40  1  4 
Polen  102,5  89,4  98,8  44 12 26 13  –  5 
Großbritannien  223,1  226,8  218,5  18  – 36 37  7  2 
Quelle: Eurostat. 
2 Dabei ist zu berücksichtigen, dass Eurostat die Kernenergie als heimische
Energie betrachtet.Forschungsergebnisse
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in den letzten Jahrzehnten hinter dem Wirtschaftswachstum
zurück, beide Größen haben sich zunehmend entkoppelt.
Zwischen 1997 und 2008 sank in der EU-27 die Relation
Primärenergieverbrauch pro Einheit Bruttoinlandsprodukt im
Jahresdurchschnitt um 1,8%. Zurückzuführen ist diese Ent-
wicklung in erster Linie auf die erheblich gestiegene Ener-
gieeffizienz im Umwandlungssektor und in den Endver-
brauchssektoren. Der Strukturwandel hin zu weniger ener-
gieintensiven Produktionen, die teilweise Verlagerung ener-
gieintensiver Sektoren ins Ausland und das geringe Bevöl-
kerungswachstum sind weitere Gründe. 
Von entscheidendem Einfluss auf die Energienachfrage ist
die Wirtschaftsstruktur, insbesondere das Gewicht der be-
sonders energieintensiven Industriesektoren. Gemeinsam
ist den hier betrachteten Länder grundsätzlich ein jeweils re-
lativ geringer und tendenziell fallender Anteil des primären
Sektors (Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Bergbau), ein
bedeutender, wenngleich in den meisten betrachteten Län-
dern rückläufiger Anteil des sekundären Sektors (Verarbei-
tendes Gewerbe, Energie- und Wasserversorgung, Bauge-
werbe) und ein mit zwei Drittel bis drei Viertel der Bruttowert-
schöpfung sehr hoher Anteil des tertiären Sektors (Handel
und Verkehr, Dienstleistungsunternehmen, Staat und Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck). Diese Wirtschaftsstruk-
tur ist das Ergebnis eines sich seit geraumer Zeit vollzie-
henden sektoralen Strukturwandels weg vom primären und
vor allem sekundären hin zum tertiären Sektor (»Dienstleis-
tungsgesellschaft«).
Auch in Deutschland vollzog sich in den vergangenen Jahr-
zehnten ein erheblicher sektoraler Strukturwandel. Den-
noch bleibt die Industrie für die deutsche Volkswirtschaft
von sehr großer Bedeutung. Der relative Anteil der Indus-
trie an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung lag in
Deutschland 2008 bei 26% und damit um 6 Prozentpunk-
te über dem EU-27-Durchschnitt. Nur in zwei EU-Län-
dern (der Tschechischen Republik und der Slowakei) war
ein noch höherer Industrieanteil zu verzeichnen, jedoch
steht die absolute Wertschöpfung des deutschen Verar-
beitenden Gewerbes in der EU-27 klar an der Spitze und
ist mehr als doppelt so hoch wie die der zweit- und dritt-
platzierten Frankreich und Italien. Bemerkenswert ist, dass
der Beitrag der Industrie zur Bruttowertschöpfung in
Deutschland im vergangenen Jahrzehnt entgegen dem all-
gemeinen Trend in der EU, aber auch in den USA und Ja-
pan, sogar leicht angestiegen ist.
Der gesamte Endenergieverbrauch in der EU-27 nahm zwi-
schen 1997 und 2007 um rund 5% zu. Im Durchschnitt
der EU-27-Länder entfielen 2007 rund 28% der eingesetz-
ten Endenergie auf die Industrie, 32% auf den Verkehrssek-
tor, 25% auf private Haushalte und 11% auf den Dienst-
leistungssektor. Dabei übertraf der Zuwachs im Verkehrs-
sektor und für Dienstleistungen den Rückgang in der Indus-
trie und in Haushalten. In Deutschland war die sektorale
Aufteilung des Endenergieverbrauchs im Jahr 2007 wie
folgt: Industrie 27%, Verkehr 30%, Haushalte 29% und
Dienstleistungssektor 10%. Der Rest entfiel jeweils auf die
Landwirtschaft und andere Sektoren. Während sich der
Endenergieverbrauch der Industrie in der EU-27 seit 1998
insgesamt nur leicht verringert hat, waren bei einzelnen Ener-
gieträgern starke Veränderungen zu verzeichnen. Der Ein-
satz fester Brennstoffe und von Heizöl wurde kräftig redu-
ziert; auch wurde im EU-27-Durchschnitt weniger Erdgas,
aber mehr Strom verwendet. 
Einen weiteren wichtigen Einflussfaktor der Energienach-
frage stellt die demographische Entwicklung dar. Dabei sind
nicht nur die absolute Bevölkerungszahl und das Bevölke-
rungswachstum, sondern auch die Bevölkerungsstruktur
von großer Bedeutung. Das Bevölkerungswachstum in
Europa ist insgesamt verhältnismäßig niedrig: seit 2000
wuchs die Bevölkerung der EU-27 nur um 3%. Die Wachs-
tumstrends in den einzelnen EU-Staaten sind allerdings äu-
ßerst unterschiedlich. Während die Bevölkerung etwa in
Großbritannien, Frankreich, Italien oder Spanien in den letz-
ten zwei Jahrzehnten deutlich zugenommen hat, stagnier-
te sie beispielsweise in Polen, Tschechien, Ungarn und
Deutschland. Nach Schätzungen des Statistischen Bundes-
amtes wird die Bevölkerung in Deutschland in den kommen-
den Jahrzehnten erheblich schrumpfen. Von der Bevölke-
rungsentwicklung sind in Deutschland somit also eher dämp-
fende Effekte auf die Energienachfrage zu erwarten. Im Ge-
gensatz dazu trägt die Tendenz hin zu im Durchschnitt klei-
neren Haushalten zu einem Anstieg des Pro-Kopf-Energie-
verbrauchs bei.
Der Primärenergieverbrauch pro Kopf ist im EU-27-Durch-
schnitt von 2000 bis 2007 nur geringfügig gestiegen, wo-
bei aber erhebliche Unterschiede auf Länderebene zu be-
obachten waren. Spanien, Ungarn, Tschechien, Polen und
die Niederlande hatten deutliche Pro-Kopf-Verbrauchsstei-
gerungen zu verzeichnen, in Deutschland und Großbritan-
nien waren die entsprechenden Werte rückläufig. Ganz an-
ders sah die Entwicklung des Stromverbrauchs pro Kopf
aus. Hier traten in allen betrachteten Ländern jeweils kräfti-
ge Zuwächse auf. Dabei ist zudem noch festzustellen, dass
die höher entwickelten Länder, wie Frankreich, die Nieder-
lande und Deutschland, auch noch 2007 die höchsten Ver-
brauchswerte pro Kopf aufwiesen.
Die Energiewirtschaft in der deutschen 
Volkswirtschaft
Der Stellenwert der deutschen Energiewirtschaft innerhalb
der Volkswirtschaft wird anhand der folgenden ökonomi-
schen Merkmale und Kennzahlen, die auf Daten des Sta-
tistischen Bundesamtes basieren, beschrieben:Forschungsergebnisse









Dabei sind die absoluten Größen wie folgt definiert:
• Der Produktionswert als die umfassende Größe ent-
spricht den Unternehmensumsätzen zuzüglich den Be-
standsveränderungen an Erzeugnissen aus eigener Pro-
duktion und den selbsterstellten Anlagen, soweit sie ak-
tiviert wurden,
• die Bruttowertschöpfung zu Marktpreisen ergibt sich aus
der Differenz des Bruttoproduktionswerts und den Vor-
leistungen,
• das Bruttoanlagevermögen (Ausrüstungen und Bauten)
wird zu Wiederbeschaffungspreisen ausgewiesen.
Die gesamte Energiewirtschaft in Deutschland setzt sich zu-
sammen aus dem Bergbau auf Energieträger (Kohlenberg-
bau, Torfgewinnung, Gewinnung von Erdöl und Erdgas), der
Mineralölverarbeitung sowie der Energieversorgung (Strom-,
Gas- und Fernwärmeversorgung). Im Jahr 2008 waren im 
gesamten Energiesektor 311 000 Personen beschäftigt, der
Produktionswert der Energiewirtschaft belief sich auf rund
206 Mrd. Euro (Anteil an allen Wirtschaftszweigen: 4,6%).3
Die Bruttowertschöpfung erreichte zusammen 59,3 Mrd. Euro
(2,7%). Damit lag in der Energiewirtschaft 2008 der Anteil
der Bruttowertschöpfung an der Produktion, die Wertschöp-
fungsquote, mit 28,9% deutlich unter dem entsprechenden
Wert für alle Wirtschaftsbereiche in Höhe von 48,2%. Dieser
hohe Anteil bei allen Wirtschaftsbereichen erklärt sich vor al-
lem aus dem beträchtlichen Gewicht des Dienstleistungssek-
tors. Ein besonderes Merkmal der Energiewirtschaft ist die
hohe Kapitalintensität, die sich vor allem bei dem Teil des Brut-
toanlagevermögens zeigt, der die Ausrüstungen betrifft. Ins-
gesamt belief sich das Bruttoanlagevermögen zu Wiederbe-
schaffungspreisen bei den Ausrüstungen 2008 auf 127,3 Mrd.
Euro; das entsprach einem Anteil an allen Wirtschaftsberei-
chen von 6,2%. Beim gesamten Anlagevermögen in Höhe
von rund 357 Mrd. Euro (2,8%) kommt diese Ausnahme-
stellung weniger zum Ausdruck. Auffallend ist auch die hohe
Arbeitsproduktivität in der Energiewirtschaft; sie lag 2008 pro
Beschäftigten bei 191000 Euro – Bruttowertschöpfung je Er-
werbstätige – und war damit wesentlich höher als im Durch-
schnitt aller Wirtschaftsbereiche mit 55 000 Euro.
Der wirtschaftlich weitaus bedeutendste Bereich der Bran-
che ist die Energieversorgung (Strom, Gas, Fernwärme).
In dieser Sparte waren 2008 gut 77% aller Beschäftigten
der Energiewirtschaft tätig, sie steht für knapp 60% des ge-
samten Produktionswerts und für 89% der Bruttowert-
schöpfung (vgl. Tab. 2). Außerdem entfallen auf die Ener-
gieversorgung rund 90% des energiewirtschaftlichen An-
Tab. 2 
















Erwerbstätige, in 1 000  311  240  43  7  21 
Anteil  in  %  100,0  77,2  13,8 2,3 6,8 
Produktionswert, Mrd. Euro  205,5  122,9  4,2  4,0  74,3 
Anteil  in  %  100,0 59,8  2,1  1,9 36,2 
Bruttowertschöpfung,  Mrd.  Euro  59,3  52,8 1,5 2,4 2,7 
Anteil  in  %  100,0  89,0 2,5 4,0 4,5 
Arbeitsproduktivität in  
1  000  Euro/Person  191 220  35 339 127 
Wertschöpfungsquote  28,9 42,9 35,8 59,7  3,6 
Anlagevermögen insgesamt,  
Mrd. Euro  357,4  321,3  9,8  8,6  17,7 
Anteil  in  %  100,0  89,9 2,7 2,4 5,0 
darunter: Ausrüstungen, Mrd. Euro  127,3  103,1  5,4  6,2  12,7 
Anteil  in  %  100,0  81,0 4,2 4,8 9,9 
darunter: Bau, Mrd. Euro  230,1  218,1  4,5  2,4  5,0 
Anteil  in  %  100,0  94,8 1,9 1,1 2,2 
Kapitalkoeffizient 
(Anlagevermögen/Wertschöpfung)  6,0 6,1 6,5 3,6 6,6 
Anlageinvestitionen, Mrd. Euro  14,5  12,1  0,4  0,6  1,3 
Ausrüstungsinvestitionen,  Mrd.  Euro  10,5 8,2 0,4 0,6 1,2 
Bauinvestitionen,  Mrd.  Euro  4,0 3,9 0,0 0,0 0,1 
Quelle: Statistisches Bundesamt; ifo Institut. 
3 Dabei wurde der Produktionswert ohne Handelsware verwendet. Wegen
der vertikalen Trennung im Bereich Energieversorgung fallen die Unter-
schiede zwischen dem Produktionswert einschließlich der Handelsware
und dem Produktionswert sehr hoch aus, da der Bezug und Weiterver-
kauf von elektrischer Energie und Erdgas als Handel deklariert wird.Forschungsergebnisse
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lagevermögens und 81% der Ausrüstungs-
investitionen; noch größer ist mit fast 95%
ihr Anteil an den Bauten.
Die übrigen Bereiche der deutschen Ener-
giewirtschaft haben ein deutlich geringeres
Gewicht. Während die Sparte Kohlenberg-
bau und Torfgewinnung bei den Beschäf-
tigten an zweiter Stelle steht, belegt die
Branche Kokerei, Mineralölverarbeitung,
Brutstoffe diesen Platz bei den Faktoren
Bruttoproduktion, Bruttowertschöpfung
und Anlagevermögen. Der – gemessen an
den Beschäftigten – kleinste Bereich, die
Gewinnung von Erdöl und Erdgas, hat mit
fast 53% die höchste Wertschöpfungsquo-
te. Diese Sparte benötigt somit vergleichs-
weise geringe Vorleistungen zur Produkti-
onserstellung; allerdings dürfte auch der hohe Ölpreis 2008
zu dem hohen Wertschöpfungsanteil beigetragen haben.
Der Kapitalkoeffizient (Anlagevermögen/Bruttowertschöp-
fung) liegt im gesamten Sektor bei durchschnittlich 6,0.
Die Bereiche Kohlenbergbau und Kokerei, Mineralölver-
arbeitung benötigen pro Einheit Bruttowertschöpfung ei-
nen tendenziell höheren Kapitaleinsatz. Einen auffallend
niedrigen Kapitalkoeffizienten hat die Sparte Erdöl- und
Erdgasgewinnung.
Wie sich die Gewichte innerhalb der Energiewirtschaft
verändert haben, zeigt die Entwicklung seit Beginn der
1990er Jahre. Die herausragende Stellung der Energie-
versorgung an der gesamten Energiewirtschaft wird auch
durch die Entwicklung der einzelnen Kenngrößen unter-
strichen. So nahm die Bruttowertschöpfung der gesam-
ten Energiewirtschaft zwischen 1991 und 2008 um rund
50% zu, die der Energieversorgung aber um gut 80%.
(vgl. Abb. 1).
Die nominale Produktion, die neben der Bruttowertschöp-
fung noch die Vorleistungen umfasst, ist vor allem in den Jah-
ren ab 2000 in der gesamten Energiewirtschaft kräftig gestie-
gen. Wie die indizierte Darstellung in Abbildung 2 (1995 =
100) zeigt, war sie im Jahr 2008 rund doppelt so hoch wie
2000. Die Produktion in der Energieversorgung, die aufgrund
ihres dominierenden Anteils an der Energiewirtschaft die Ent-
wicklung maßgeblich bestimmt, hat den nahezu gleichen Ver-
lauf. Die Produktion des Bergbaus auf Energieträger hat im
Zeitraum von 1995 bis 2008 wegen der deutlich gesunkenen
Steinkohlenförderung um fast die Hälfte abgenommen. Da-
gegen ist der Produktionswert der Branche Kokerei, Mine-
ralölverarbeitung, Herstellung von Brutstoffen zwischen 1995
und 2008 mehr als verdreifacht worden. Das ist vor allem
auf den starken Anstieg der Rohölpreise ab etwa dem Jahr
2000 zurückzuführen, wodurch der Wert der Vorleistungen
überproportional zugenommen hat.
Energiesektor vergleichbar mit 
großen Industriebranchen
Um Rang und Stellenwert der Energiewirt-
schaft besser ermessen zu können, wird sie
ausgewählten Industriebranchen gegenüber-
gestellt. Dazu wurden aus der Industrie die
beiden Wirtschaftszweige »Herstellung von
chemischen Erzeugnissen« (Chemie) und
»Herstellung von Kraftwagen und Kraftwa-
genteilen« (Automobilindustrie) herangezo-
gen. Mit 463 000 bzw. 829 000 Beschäftig-
ten im Jahr 2008 zählen sie zu den großen
Branchen des Verarbeitenden Gewerbes; der
Anteil der Chemie am Produktionswert aller
Wirtschaftsbereiche belief sich auf 3,5% und
jener der Automobilindustrie auf 6,5%. Die
Bruttowertschöpfung der chemischen Indus-
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Energieversorgung; noch wesentlich höher war die Wert-
schöpfung in der Automobilindustrie. Während der Anteil der
Bruttowertschöpfung an der gesamten Produktion in der
Chemie rund ein Drittel erreichte, lag er in der Automobilin-
dustrie nur bei gut einem Fünftel. Dieser vergleichsweise
niedrige Anteilswert in der Automobilindustrie erklärt sich
aus den hohen Vorleistungen dieser Branche. Allerdings
lag 2008 auch in der gesamten Energiewirtschaft die Wert-
schöpfungsquote nur bei knapp drei Zehnteln. Mit rund 43%
war dieser Wert in der Energieversorgung, die ebenfalls in
großem Umfang auf Vorleistungen, wie etwa Brennstoffe,
angewiesen ist, aber wesentlich höher.
Es kann festgehalten werden, dass sich die gesamte Ener-
giewirtschaft bei einem Vergleich der wesentlichen volks-
wirtschaftlichen Kennzahlen auf dem Niveau der beiden gro-
ßen Industriebranchen in Deutschland bewegt (vgl. Tab. 3):
• Beim Produktionswert rangierte die Energiewirtschaft
2008 mit 206 Mrd. Euro hinter der Automobilindustrie.
• Das Gleiche gilt für die Bruttowertschöpfung. Sie belief
sich für die Energiewirtschaft auf 59 Mrd. Euro. Die Au-
tomobilindustrie erreichte mit 66 Mrd. Euro einen höhe-
ren Wert. Die Bruttowertschöpfung der Chemieindustrie
machte 53 Mrd. Euro aus.
• Die Energiewirtschaft ist einer der großen Investoren im
Produzierenden Gewerbe. 2008 belief sich das Investi-
tionsvolumen auf 14,5 Mrd. Euro. Darunter entfallen
12,1 Mrd. Euro auf die leitungsgebundene Energiever-
sorgung, also Strom, Gas und Fernwärme. Zum Vergleich:
Die Investitionsausgaben der Automobilindustrie erreich-
ten im Vergleichsjahr 14,8 Mrd. Euro. Die Chemie inves-
tierte 8,0 Mrd. Euro. Damit steht die Energiewirtschaft für
16,5% der gesamten Investitionsausgaben des Produ-
zierenden Gewerbes (ohne Bau).
Ein besonderes Kennzeichen der Energiewirtschaft ist der
hohe Kapitaleinsatz. Produktion und Wertschöpfung in der
Energiewirtschaft werden mit weniger Beschäftigten, aber
mit mehr Kapital erwirtschaftet als in der Autoindustrie und
in der Chemie. Daraus resultiert für die Energiewirtschaft
eine weit überdurchschnittlich hohe Arbeitsproduktivität.
Hohe gesamtwirtschaftliche Effekte von 
Energieinvestitionen
Die Investitionstätigkeit der Energieversorgung hat beträcht-
liche gesamtwirtschaftliche Auswirkungen. Ein besonderes
Augenmerk bilden dabei die Arbeitsmarktwirkungen. Dabei
profitieren von den Investitionen nicht nur diejenigen Unter-
nehmen, die als direkte Zulieferer der Elektrizitätsbranche
auftreten, sondern es sind auch indirekte Nachfrageeffekte
durch die Vorleistungsproduzenten zu berücksichtigen. Als
Methode zur Bestimmung dieser Effekte hat sich die Input-
Output-Analyse etabliert, welche neben der Quantifizierung
der direkten und indirekten Effekte auch deren Aufteilung auf
die unterschiedlichen Wirtschaftssektoren erlaubt.
Unter der Annahme der problemlosen Verfügbarkeit der Pro-
duktionsfaktoren zu gegebenen Preisen führt eine Investiti-
on von einer Mrd. Euro in der Energieversorgung zu einem
Produktionseffekt von 2,86 Mrd. Euro. Durch Investitionen
von einer Mrd. Euro in der Energieversorgung werden ins-
gesamt rund 18 000 Personenjahre beschäftigt. Unter der
Annahme knapper Produktionsfaktoren müssen die Inves-
titionen in anderen Wirtschaftsbereichen eingeschränkt wer-
den, um die Investitionen in der Energieversorgung zu er-
möglichen. Dadurch verringern sich zwangsläufig die durch
die Investitionen hervorgerufenen gesamtwirtschaftlichen
Produktions- und Beschäftigungswirkungen erheblich.
Tab. 3 
Energiewirtschaft und ausgewählte Industriebranchen in Deutschland 2008 
Absolute Werte 
Ranking Erwerbstätige  Produktionswert  Bruttowertschöpfung  Investitionen 










2. Chemie  463  Energie  206  Energie  59  Energie  14,5 
3. Energie  311  Chemie  160  Chemie  53  Chemie  8,0 
Kennzahlen 
Ranking Arbeitsproduktivität  Modernitätsgrad  Wertschöpfungsquote  Investitionsquote 










Branche Investitionen   
zu Produk-
tion in % 
1. Energie  191  Energie  55,2  Chemie  33,2  Energie  7,0 
2. Chemie  115  Automobil-
industrie 52,2 
Energie 28,9  Chemie  5,0 
3. Automobil-
industrie 80 
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Hoher Stellenwert einer sicheren 
Stromversorgung
Strom wird verlässlich in allen Lebensbereichen benötigt. Die
sichere und kostengünstige Stromversorgung ist eine ent-
scheidende Basis für den Wohlstand jeder modernen In-
dustriegesellschaft. Eine hohe Versorgungssicherheit darf da-
her nicht nur als Kostenfaktor angesehen werden, sondern
ist ein entscheidendes Standortkriterium. Ihr kann eine Schlüs-
selfunktion nicht nur bei der Schaffung von wirtschaftlichem
Wachstum, sondern auch von Beschäftigung zugesprochen
werden. So beeinflusst sie in wesentlichem Umfang die Wett-
bewerbsfähigkeit von Volkswirtschaften. Ereignisse aus der
jüngsten Vergangenheit, so z.B. mehrere große Blackouts
wie 2003 in Nordamerika und Kanada oder auch in Deutsch-
land, hatten immense volkswirtschaftliche Kosten zur Folge.
Daher wird die Sicherheit der Stromversorgung neben ihrer
Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit als zentrales
energiepolitisches Ziel angesehen. 
In Zusammenhang mit der Versorgungssicherheit kommt
den technischen Risiken eine besondere Bedeutung zu. Die-
se können zu temporären Versorgungsausfällen führen und
sind von verschiedenen Faktoren wie dem qualitativen Zu-
stand und der Kapazität der Anlagen oder auch Umweltbe-
dingungen abhängig. Darüber hinaus können aber auch
regulatorische Risiken einen nachgelagerten Sicherheits-
aspekt bilden. Durch Veränderungen des Gesetzesrahmens,
z.B. die Einspeisetarife im Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG), können Technologien bevorzugt oder benachteiligt
werden, die die Sicherheit der Versorgung spürbar beein-
flussen. Die aus der Energiepolitik resultierenden Unsicher-
heiten wirken sich negativ auf langfristige Investitionsent-
scheidungen und damit auf die volkswirtschaftliche Wohl-
fahrt aus.
Aufgrund ihrer hohen Bedeutung für die gesamte Volkswirt-
schaft wird der sicheren Versorgung mit Elektrizität ein ent-
sprechender Platz in der Gesetzgebung eingeräumt. §§ 1
und 2 EnWG (Energiewirtschaftsgesetz) legen fest, dass Ener-
gieversorgungsunternehmen u.a. verpflichtet sind, für eine
sichere leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit
Elektrizität zu sorgen. In §§ 49 ff. EnWG werden verbindli-
che Maßnahmen zur Gewährung von Sicherheit und Zuver-
lässigkeit der Elektrizitätsversorgung festgeschrieben. Seit
Januar 2009 sind im Rahmen der Einführung der Anreizre-
gulierung im Netzbereich Regelungen zur Gewährleistung
der Versorgungssicherheit formuliert worden, die vor allem
die Anreize für Netzinvestitionen verbessern sollen, um die
Aufrechterhaltung oder sogar Verbesserung des derzeitigen
Niveaus an Versorgungssicherheit erreichen zu können (vgl.
BMWi 2008, 4).
Die aus einer unzureichenden Versorgungssicherheit resul-
tierenden Belastungen für eine Volkswirtschaft gehen weit
über den Preis für Strom hinaus. Besonders für Deutsch-
land als hochentwickeltes Industrieland ist ein hohes Maß
an Versorgungssicherheit ein elementares Gut. Anhand ei-
nes internationalen Vergleichs wurde gezeigt, wie die Ver-
sorgungssicherheit in Deutschland einzuschätzen ist. Ver-
schiedene deskriptive Methoden ermöglichen eine solche
Untersuchung, wobei das hier betrachtete Maß für die Ver-
sorgungssicherheit das (Nicht-)Auftreten von Stromausfäl-
len ist. Zwei Dimensionen stehen hierbei im Vordergrund:
Dauer und Häufigkeit der Störfälle.
Trotz gewisser Ungenauigkeiten, die sich aus der Verwen-
dung teils variierender Indizes ergeben, belegt der Vergleich
überzeugend das hohe Sicherheitsniveau der deutschen
Elektrizitätsversorgung. Deutschland hat europaweit die we-
nigsten Stromunterbrechungen (ohne höhere Gewalt) und
damit die europaweit höchste Versorgungsqualität aufzuwei-
sen. Während osteuropäische Länder, wie beispielsweise Un-
garn oder Litauen, bis zu dem sechsfachen an Stromausfäl-
len pro Jahr erleiden, treten auch in den mit Deutschland ver-
gleichbaren Ländern wie Frankreich oder Großbritannien noch
bis zu dreimal so viele Stromausfälle auf. 
Ein weiteres wichtiges Kriterium ist die durchschnittliche Un-
terbrechungsdauer der Stromversorgung je Kunde in Minu-
ten. Auch hier nimmt die deutsche Stromversorgung einen
Spitzenplatz in Europa ein. Die Dauer eines Stromausfalls be-
trägt in Deutschland im Durchschnitt nur ein Fünftel im Ver-
gleich zu Spanien, Portugal oder einigen osteuropäischen
Ländern. So musste im Durchschnitt im Jahr 2008 jeder
Stromkunde nur mit 18 min Stromausfall zurechtkommen.
Damit erreicht Deutschland eine Versorgungszuverlässigkeit
von 99,9965% (vgl. Abb. 3, BDEW 2010, 13). Im Jahr 2009
hat sich die »durchschnittliche Nichtverfügbarkeit in Minuten
je Letztverbraucher« in Deutschland sogar noch weiter auf
14,63 min verbessert (vgl. Bundesnetzagentur 2010,30), wo-
mit Deutschland seine internationale Spitzenposition in punk-
to Versorgungssicherheit beibehält. Als ein Grund für dieses
bemerkenswerte Ergebnis können die in Deutschland beson-
ders engmaschig ausgelegten Stromnetze genannt werden,
die durch diese Eigenschaft deutlich weniger anfällig für Stö-
rungen sind als die weitermaschigen Stromnetze der euro-
päischen Nachbarländer (vgl. BDEW 2010, 13).
Um eine Antwort auf die Frage nach der Bedeutung einer zu-
verlässigen Versorgung für die Volkswirtschaft und damit de-
ren Wohlfahrtsimplikationen zu finden, müssen, wie oben be-
reits angedeutet, Kosten und Nutzen der Versorgungssicher-
heit abgewogen werden. Je höher der Grad der Versorgungs-
sicherheit ist, desto höher ist auch deren volkswirtschaftli-
cher Nutzen. Dabei wurde gezeigt, dass die Kosten von
Stromausfällen, also der Nutzen der Versorgungssicherheit,
je nach Situation sehr hoch sein können. Aber auch die volks-
wirtschaftlichen Kosten von Investitionen in die Netzsicher-
heit steigen mit einem zunehmenden Sicherheitsniveau. BeiForschungsergebnisse
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der Wahl des Versorgungsniveaus sollte eine Gewichtung der
unterschiedlichen Interessen stattfinden, um den für die Volks-
wirtschaft optimalen Wert zu erreichen.
Dabei ist die Wertschätzung von Versorgungssicherheit zwi-
schen den Verbrauchergruppen unterschiedlich stark aus-
geprägt. Die hierzu durchgeführte Auswertung einer Reihe
von Studien kommt zu dem durchgängigen Ergebnis, dass
die Versorgungssicherheit wesentlich höher bewertet wird
als im Strompreis zum Ausdruck kommt. Das gilt für priva-
te Haushalte, aber noch stärker für die Industrie. Vier der
analysierten Studien haben den Wert für den Industriesek-
tor in der Bandbreite von 8 bis 14 Euro pro Kilowattstunde
berechnet. Der mittlere Wert dieser Spanne entspricht in
etwa dem Hundertfachen des Preises, den die Industrie im
Durchschnitt für Strom bezahlt. 
Die Anforderungen an Konzepte der Versorgungssicherheit
sind ständigen Veränderungen unterworfen. Diese bestim-
men sich sowohl aus den vorhandenen politischen Rahmen-
bedingungen als auch aus den technologischen Gegeben-
heiten und Möglichkeiten im Energiesektor. Eine besonde-
re Herausforderung stellen in diesem Zusammenhang der
Ausbau der erneuerbaren Energien und der (langfristige)
Atomausstieg dar. Nur durch kontinuierliche Überprüfung
der verschiedenen Risikoebenen und gegebenenfalls durch
Anpassung der Sicherheitsstrategie kann eine dauerhafte
Annäherung an das optimale Niveau der Versorgungssicher-
heit sichergestellt werden.
Hohe Energiepreise und Energiekosten 
Neben der Sicherheit der Energieversorgung kommt den
Energiekosten eine entscheidende Bedeutung für die wirt-
schaftliche Entwicklung zu. Im Vordergrund der Untersu-
chung standen dabei die Kosten der Ener-
gieversorgung und die Strompreise in
Deutschland; darüber hinaus wurden die
deutschen Strompreise mit der Preisent-
wicklung in anderen Ländern verglichen. Der
Schwerpunkt der Analysen betraf die Situa-
tion in ausgewählten Branchen des Verar-
beitenden Gewerbes sowie bei den priva-
ten Haushalten. Dazu wurden die wesentli-
chen Determinanten der Strompreisentwick-
lung in Deutschland diskutiert und bewer-
tet. Exemplarisch wurden dabei die ökono-
mischen Wirkungen der Förderung der er-
neuerbaren Energien zur Stromerzeugung
im Hinblick auf die Strompreisentwicklung
untersucht.
Im Verarbeitenden Gewerbe stellt Energie ei-
nen zentralen Produktionsfaktor dar. Für na-
hezu alle Produktionsprozesse in der Industrie ist der Ein-
satz von Energie notwendig, und nur durch den stetig zu-
nehmenden Stromeinsatz war es möglich, den starken An-
stieg der Produktivität in den vergangenen Jahrzehnten zu
erzielen. Bei den Anteilen der Energiekosten am Bruttopro-
duktionswert gibt es dabei deutliche Unterschiede zwischen
den Branchen des Verarbeitenden Gewerbes in Deutsch-
land. Auch wenn im Verarbeitenden Gewerbe insgesamt der
Anteil der Energiekosten am Bruttoproduktionswert 2007
nur bei 1,8% lag, gibt es doch energieintensive Branchen,
in denen der Kostenanteil die Marke von 5% überschritt (vgl.
BMWi 2010, Tab. 27). Als augenfällig kann in diesem Zu-
sammenhang bezeichnet werden, dass zu dieser Hetero-
genität noch der Aspekt hinzutritt, dass in einigen Bran-
chen diese Anteile im Zeitverlauf starken Veränderungen un-
terworfen waren.
Maßgeblich für die Energiekosten im Verarbeitenden Gewer-
be ist auch die Entwicklung der Energieträgerstruktur. In den
vergangenen Jahrzehnten gab es neben Substitutionspro-
zessen zwischen den Brennstoffen vor allem eine kontinu-
ierliche Zunahme des Stromverbrauchs. Elektrische Ener-
gie ist zwar bezogen auf den Energiegehalt teurer als Brenn-
stoffe, besitzt aber ein wesentlich breiteres Einsatzpotenzi-
al. Sie wird daher zunehmend für moderne Produktionstech-
niken und generell zur Steigerung der Produktivität benötigt.
Im Jahr 2008 belief sich der Anteil der elektrischen Energie
am gesamten Endenergieverbrauch im Verarbeitenden Ge-
werbe auf rund 33%. Der Anteil der Stromkosten an den ge-
samten Energiekosten der Industrie erreichte aber rund 60%;
das unterstreicht den Stellenwert der elektrischen Energie
für die Entwicklung der Energiekosten. Da es sich bei die-
sen Anteilen um Durchschnittswerte handelt, kann es in ein-
zelnen Wirtschaftszweigen, energieintensiven Produktions-
prozessen oder auch der Ebene einzelner Unternehmen zu
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lierte Erhöhung der Strompreise in Deutschland kann da-
her für diese Wirtschaftszweige bzw. Unternehmen zu ei-
ner spürbaren Beeinträchtigung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit führen.
Der internationale Vergleich der Entwicklung der Strom-
preise für die Industrie und die Haushalte hat belegt, dass
sich die Preise in Deutschland verglichen mit jenen in aus-
gewählten europäischen Ländern stets über dem Durch-
schnitt befunden haben und dass in Deutschland in der
jüngeren Vergangenheit ausgesprochen starke Strompreis-
anstiege zu verzeichnen waren. Dazu haben in beträchtli-
chem Umfang Belastungen beigetragen, die aus energie-
politischen Maßnahmen, wie z.B. der Förderung des Aus-
baus der erneuerbaren Energien und der Kraft-Wärme-
Kopplung, resultieren.
Vor allem der Ausbau der Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien hat erhebliche finanzielle Folgen für die
Verbraucher. Zu einem beträchtlichen Teil ist das auf die
solare Stromerzeugung zurückzuführen, in die derzeit gut
die Hälfte der gesamten Investitionsausgaben für Anlagen
zur Nutzung erneuerbarer Energien fließen. Der daraus re-
sultierende Beitrag zur Stromversorgung ist jedoch ver-
gleichsweise gering. Ein zentrales Problem der Stromer-
zeugung mit Windkraft- und Solaranlagen betrifft die zu-
fällige Verfügbarkeit der Leistung dieser Anlagen. Zur Ge-
währleistung der Versorgungssicherheit ist daher die Vor-
haltung entsprechender Reserve- oder Speicherkapazi-
täten erforderlich.
Auf längere Sicht ist mit einem weiteren Anstieg der Strom-
preise und damit auch der Energiekosten zu rechnen. Preis-
treibend wirkt vor dem Hintergrund der energiepolitischen
Weichenstellungen vor allem der forcierte Ausbau der er-
neuerbaren Energie zur Stromerzeugung. Auch ist die Be-
lastung des Strompreises mit Steuern und Abgaben in
Deutschland besonders hoch. Dazu kommen aktuell die
Auswirkungen eines möglicherweise vorgezogenen Verzichts
auf die Kernenergie, wodurch sich ein zusätzlicher Bedarf
an fossilen Brennstoffen ergeben dürfte. Zwar gibt es auch
Faktoren, die dem Preisauftrieb entgegenwirken; ob sie aber
stark genug sind, den vorherrschenden Preistrend zu bre-
chen, darf bezweifelt werden.
Zunehmende Bedeutung von Innovationen
Die Energieversorgung stand bislang insbesondere vor der
Herausforderung, hohe Versorgungssicherheit mit zugleich,
gerade im internationalen Vergleich wettbewerbsfähigen Prei-
sen für die Endverbraucher vereinbaren zu können. Vor dem
Hintergrund eines drohenden, starken Temperaturanstiegs
auf der Erde, der in wesentlichem Umfang auf die Verbren-
nung fossiler Energieträger zurückgeführt wird, müssen die
Anforderungen um den Klimaschutz ergänzt werden. Zu-
mindest kurzfristig bestehen Konflikte zwischen den Eck-
punkten des Zieldreiecks Versorgungssicherheit, Kosten und
Klimaschutz. 
Innovationen bzw. technischer Fortschritt stellen letztlich den
einzigen Weg dar, diesen Zielkonflikt zwischen den Anfor-
derungen einer zukunftsfähigen Energieversorgung zu lösen
(vgl. Gallagher et al. 2006, 195). Inwieweit dies gelingt, wird
maßgeblich über Erfolg oder Misserfolg der beabsichtigten
und notwendigen Transformation der heutigen Wirtschafts-
und Gesellschaftsstrukturen zu klimaverträglichen Ökono-
mien entscheiden. Neue Technologien und Innovationen im
Energiebereich bilden damit den entscheidenden Ansatz-
punkt, über den effektiver Klimaschutz mit den bekannten
Zielen der kostengünstigen und sicheren Energieversorgung
vereint werden kann.
Die Berücksichtigung des Klimaschutzes in den Anforderun-
gen an die Energieversorgung beschleunigt eine Entwick-
lung, die aufgrund der Erschöpfbarkeit der fossilen Ener-
gieträger ohnehin unausweichlich wäre. Die Knappheit die-
ser Ressourcen lässt von sich aus in Zukunft steigende Kos-
ten der fossilen Energiegewinnung und steigende Risiken
für die Versorgungssicherheit erwarten. Unabhängig von Kli-
maschutzbestrebungen muss ein Ziel der technologischen
Entwicklung daher in einer stärkeren Unabhängigkeit von
fossilen Ressourcen liegen.
Die Energiewirtschaft und im Speziellen die Energieversor-
ger treten traditionell zumeist als Anwender innovativer Pro-
dukte anderer Branchen denn als Unternehmen mit umfang-
reichen Forschungs- und Entwicklungsabteilungen auf. Das
zeigt sich auch anhand einzelner Innovationen im Kraftwerks-
und Versorgungsbereich. So setzen etwa Effizienzverbes-
serungen im konventionellen Kraftwerksbereich Erfolge in
der Materialforschung z.B. der Chemieindustrie oder neue
Anlagenkomponenten aus dem Maschinenbau voraus. Die
Energieversorger greifen diese Entwicklungen auf und füh-
ren sie vielfach in Pilotanlagen in Kooperation mit der In-
dustrie zur großtechnischen Einsatzreife. Sie stehen damit
an der Schnittstelle zwischen Entwicklung und Einsatz neu-
er Technologien. In dieser Hinsicht kommt ihnen auch eine
»Katalysatorfunktion« für Innovationserfolge zu. Gleichzei-
tig können sie als Reaktion auf sich ändernde Marktbedin-
gungen – ausgelöst etwa durch neue gesetzliche Vorgaben,
die Preisentwicklung der Energieträger oder neue Zielset-
zungen der Energieversorgung – als Impulsgeber für Inno-
vationen in anderen Wirtschaftszweigen wirken. 
Die Schwerpunkte der Forschungs- und Entwicklungsarbeit
liegen in der Weiterentwicklung konventioneller Technolo-
gien zur Nutzung fossiler Energieträger und ihrer Anpassung
an die Anforderungen eines effektiven Klimaschutzes so-
wie in der Erschließung neuer, klimaverträglicher Energie-Forschungsergebnisse
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quellen. Denn unverändert kommt fossilen Energieträgern
zur Stromerzeugung in Deutschland eine große Bedeutung
zu. Rund drei Fünftel der Bruttostromerzeugung entfiel im
Jahr 2009 auf fossile Brennstoffe, wobei überwiegend Stein-
und Braunkohle eingesetzt wurden. Zur Reduzierung des
CO2-Ausstoßes dieser fossil befeuerten Kraftwerke kom-
men grundsätzlich die folgenden Möglichkeiten in Frage (vgl.
IEA 2010, 115):
• Anpassung und Optimierung des konventionellen Kraft-
werkpark, d.h. durch Stilllegung der ineffizientesten Kraft-
werke, Modernisierung von Kraftwerken und Zubau der
neuesten Technologien;
• »Fuel-Switching«, d.h. durch Wechsel von fossilen Ener-
gieträgern mit hohem Kohlenstoffgehalt zu Energieträ-
gern mit niedrigerem Kohlenstoffgehalt und entsprechend
niedrigeren CO2-Emissionen je produzierter Energie-
einheit;
• »Carbon Capture and Storage« (CCS), d.h. durch Ab-
scheidung und Speicherung des in der Verbrennung ent-
stehenden CO2.
Gleichzeitig leisten die erneuerbaren Energien gegenwär-
tig schon einen wichtigen Beitrag zur Deckung des Strom-
bedarfs in Deutschland. Seit Anfang der 1990er Jahre nahm
ihr Anteil am deutschen Energiemix kontinuierlich zu. Im
Jahr 2009 stammten in Deutschland fast 16% der Brutto-
stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen wie
Wind, Sonne oder Biomasse. Die Steigerung der Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien in den vergange-
nen zwei Jahrzehnten war nur möglich durch umfangrei-
che, staatlich initiierte Fördermaßnahmen, worunter die
Vergütungsregelung über das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) einen besonderen Stellenwert hat. Um der lang-
fristigen Bedeutung der Technologien für eine klimafreund-
liche Energieerzeugung gerecht werden zu können, liegt
der Entwicklungsfokus für die meisten Technologien in ei-
ner weiteren Senkung der Kosten der Energieerzeugung
aus erneuerbaren Quellen. 
Vor allem Wind- oder Solaranlagen speisen nur variabel (et-
wa in Abhängigkeit von Tageszeit und Wetterlage) Strom in
das Versorgungsnetz ein. Im Vergleich zur installierten Ka-
pazität stellen sie so nur eine geringe gesicherte Leistung
zur Verfügung und sind nicht grundlastfähig. Für Netzstabi-
lität und Versorgungssicherheit müssen daher konventionel-
le Kraftwerkskapazitäten zum kurzfristigen Ausgleich der An-
gebotsschwankungen vorgehalten werden, die in Spitzen-
zeiten bei geringer erneuerbarer Stromerzeugung zugeschal-
tet werden können (vgl. IEA 2010, 145 f.). Die wesentliche
Voraussetzung zur Integration hoher Anteile fluktuierender
erneuerbarer Energien unter Wahrung von Versorgungssi-
cherheit, Netzstabilität und Wirtschaftlichkeit der Versorgung
ist eine Erhöhung der Flexibilität des Energiesystems (vgl.
IEA 2010, 149). Diese Flexibilisierung zielt auf eine stärkere
(zeitliche) Entkopplung von Stromnachfrage und -angebot,
für die das gesamte System transformiert und mehrere Maß-
nahmen effizient kombiniert werden müssen (vgl. dena 2010,
87). Neben Energiespeichern können das etwa die (geogra-
phische) Vergrößerung des Systems zur weiteren Streuung
der variabel einspeisenden Anlagen, zusätzliche und schnell
zuschaltbare Kraftwerkskapazitäten sowie gezieltes Last-
management über die Nutzung moderner Kommunikations-
technologien (Smart Grids) zwischen Versorgungssystem
und Nachfragern leisten (vgl. IEA 2010, 149 ff.). Weiterhin
sind genauere und schnellere Prognosen der Einspeisung
und ihrer Schwankungen nötig für eine bessere Abstimmung
der Bestandteile einer intelligenten und flexiblen Versorgungs-
struktur. 
Diesen Aspekten der Stromerzeugung und -verteilung steht
eine sehr wahrscheinlich noch wachsende Zahl stromba-
sierter Anwendungen, wie das Beispiel der Elektromobilität
verdeutlicht, gegenüber. Hier zeigt sich ein Trend, der teil-
weise ebenso durch die gesamtwirtschaftlichen Klimaschutz-
anstrengungen angestoßen wird und der zugleich aber die
Bedeutung weiterer Entwicklungserfolge im Bereich der
Energieerzeugung und -verteilung unterstreicht. 
Fazit
Die Energiewirtschaft und insbesondere die Energieversor-
gung haben einen hohen Stellenwert für die deutsche Wirt-
schaft. Das kommt insbesondere in den Beiträgen zur wirt-
schaftlichen Entwicklung und zur Beschäftigung zum Aus-
druck. Die Gewährleistung einer im internationalen Vergleich
außerordentlich sicheren Versorgung stellt einen maßgebli-
chen Standortvorteil dar. Auch im Hinblick auf das Erreichen
der Klimaschutzziele kommt der Energieversorgung große
Bedeutung zu. Dabei kann die von der Energiepolitik ange-
strebte Umgestaltung der Energieversorgung nur durch um-
fassende Innovationen gemeistert werden. Eine besondere
Herausforderung stellt für die Versorger die Bewältigung der
durch eine Vielzahl energiepolitischer Entscheidungen ver-
ursachten beträchtlichen Kostenbelastungen, insbesonde-
re für die industriellen Verbraucher, dar.
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